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1. Instanz

Aktenzeichen S 27 SO 82/22 ER
Datum 29.07.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 SO 124/22 B ER
Datum 02.11.2022

3. Instanz

Datum -

Die Antragsgegnerin wird verpflichtet, den Antragstellern vom 21.6.2022 bis zum
31.8.2022 â�� lÃ¤ngstens jedoch bis zu einer bestandskrÃ¤ftigen Entscheidung
Ã¼ber einen Antrag nach dem SGB XII â�� existenzsichernde Leistungen in
gesetzlicher HÃ¶he zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin trÃ¤gt die zur Rechtsverfolgung notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten.Â 

Den Antragstellern wird Prozesskostenhilfe ohne Ratenzahlung bewilligt und
RechtsanwÃ¤ltin B., B-StraÃ�e, A-Stadt, beigeordnet.

GrÃ¼nde

Der Antrag (Eingang bei Gericht am 21.6.2022) der Antragsteller,

die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, den
Antragstellern vorlÃ¤ufig ab Antragstellung Leistungen nach dem SGB XII, hilfsweise
nach dem AsylbLG, in gesetzlich vorgesehenem Umfang zu gewÃ¤hren
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ist zulÃ¤ssig und aufgrund einer FolgenabwÃ¤gung auch begrÃ¼ndet.

Der Antrag ist zulÃ¤ssig.
Ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis liegt vor, denn die Antragsteller haben sich bereits mit
einer mÃ¼ndlichen Antragstellung am 14. April 2022 an die Antragsgegnerin
gewandt. Eine Entscheidung Ã¼ber AnsprÃ¼che nach dem SGB XII erfolgte bislang
nicht.

Der Antrag ist auch begrÃ¼ndet.
Nach Â§ 86 b Absatz 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht auf
Antrag zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis eine einstweilige Anordnung treffen, wenn eine solche Regelung
zur Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint.

Die GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes setzt in diesem Zusammenhang
einen Anordnungsanspruch und einen Anordnungsgrund voraus, welche glaubhaft
zu machen sind, Absatz 4 am angegebenen Ort (aaO).Â 

Der Anordnungsanspruch macht einen materiell-rechtlichen Anspruch auf die
Leistung, zu der der Antragsgegner im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes
verpflichtet werden soll, notwendig. Der Anordnungsgrund setzt eine besondere
EilbedÃ¼rftigkeit voraus.

Hinsichtlich des Vorhandenseins eines Anordnungsanspruches ist darauf
abzustellen, ob eine Klage in der Hauptsache voraussichtlich erfolgreich wÃ¤re oder
nicht. In AbhÃ¤ngigkeit davon sind unterschiedliche Anforderungen an den
Anordnungsgrund zu stellen. Kann aufgrund einer summarischen PrÃ¼fung der
Sach- und Rechtslage im Rahmen des Eilverfahrens keine vollstÃ¤ndige
AufklÃ¤rung erfolgen und ist aus diesem Grunde der Ausgang des
Hauptsacheverfahrens offen, dann ist im Wege der FolgenabwÃ¤gung eine
Entscheidung zu treffen. Dabei sind insbesondere die grundrechtlichen Belange der
Antragsteller umfassend zu wÃ¼rdigen und in die AbwÃ¤gung mit einzubeziehen
â�� Gerichte mÃ¼ssen sich in diesem Zusammenhang schÃ¼tzend und fÃ¶rdernd
vor die Grundrechte des Einzelnen stellen (grundlegend dazu
Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 12.5.2005 â�� 1 BvR 569/05).Â 

Das Gericht geht davon aus, dass die Erfolgsaussichten einer Klage im
Hauptsachverfahren offen sind. Ohne den Erlass einer einstweiligen Anordnung
wÃ¼rde den Antragstellern ein nicht hinnehmbarer gegenwÃ¤rtiger und
existenzieller Nachteil drohen, so dass im Rahmen der FolgenabwÃ¤gung eine
einstweilige Anordnung zu treffen war:

Die Antragstellerin hat die simbabwische StaatsangehÃ¶rigkeit. Unstreitig hielt sie
sich als Studentin mit einer bis zum 31.8.2022 befristeten Aufenthaltserlaubnis in
der Ukraine auf. Nach Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine am
24.2.2022 floh sie aus der Ukraine und kam am 4.3.2022 in Deutschland an. Seit
dem 7.3.2022 hÃ¤lt sie sich in A-Stadt auf und lebt von Spendengeldern â�� am
22.5.2022 wurde der Antragsteller geboren.
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Die Antragstellerin stellte am 14.4.2022 einen Antrag auf Leistungen nach dem SGB
XII und am 3.6.2022 auf Leistungen nach dem AsylBlG. Die AntrÃ¤ge wurden noch
nicht beschieden.
Â 
Nach dem DurchfÃ¼hrungsbeschluss (EU) 2022/382 (Celex Nr. 32022D0382) vom
4.3.2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen
aus der Ukraine im Sinne des Art. 5 der Richtlinie 2001/55/EG (â��Massenzustrom-
Richtlinieâ��) und zur EinfÃ¼hrung eines vorÃ¼bergehenden Schutzes â��
ErwÃ¤gungsgrund 13 â�� kÃ¶nnen Mitgliedstaaten diesen Schutz auf alle anderen
Staatenlosen oder nicht-ukrainischen DrittstaatsangehÃ¶rigen ausweiten, die ihren
rechtmÃ¤Ã�igen Aufenthalt in der Ukraine hatten und nicht sicher und dauerhaft in
ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurÃ¼ckkehren kÃ¶nnen. Zu diesen
Personen kÃ¶nnten DrittstaatsangehÃ¶rige gehÃ¶ren, die zum Zeitpunkt der
Ereignisse, die zu dem Massenzustrom von Vertriebenen gefÃ¼hrt haben,
kurzfristig in der Ukraine studiert oder gearbeitet haben. Diesen Personen sollte die
Einreise in die Union in jedem Fall aus humanitÃ¤ren GrÃ¼nden gestattet werden,
ohne dass von ihnen verlangt wird, insbesondere im Besitz eins gÃ¼ltigen Visums
oder ausreichender Mittel zur Bestreitung des Lebensunterhalts oder gÃ¼ltiger
Reisedokumente zu sein, um eine sichere Durchreise im Hinblick auf die RÃ¼ckkehr
in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zu gewÃ¤hrleisten.Â 

Aus Â§ 2 Absatz 1 der Ukraine-Aufenthalts-Ã�bergangsverordnung vom 7.3.2022
â�� gÃ¼ltig bis zum 31.8.2022 â�� folgt, dass AuslÃ¤nder, die sich am 24.2.2022 in
der Ukraine aufgehalten haben und die bis zum AuÃ�erkrafttreten dieser
Verordnung in das Bundesgebiet eingereist sind, ohne den fÃ¼r einen langfristigen
Aufenthalt im Bundesgebiet erforderlichen Aufenthaltstitel zu besitzen, vom
Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit sind.

Ausgehend von diesen Vorgaben halten sich die Antragsteller (jedenfalls bis zum
31.8.2022) rechtmÃ¤Ã�ig in Deutschland auf und ihr Lebensunterhalt ist kurzfristig
aus verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten, Art. 1 iVm 20 GG, zu sichern.Â 
Welche existenzsichernden LeistungsansprÃ¼che nach dem SGB XII/II oder dem
AsylblG sich konkret aus diesem Aufenthaltsstatus aktuell ableiten und welcher
LeistungstrÃ¤ger dafÃ¼r zustÃ¤ndig ist, ist unklar. Nach Aktenlage wurde noch kein
Aufenthaltstitel beantragt. Es liegt auch keine Zuweisungsentscheidung im Sinne
des Â§ 24 Absatz 5 AufenthG vor.

Aufgrund der unklaren Rechtslage hÃ¤lt das Gericht die Erfolgsaussichten der noch
abzuschlieÃ�enden Verwaltungsverfahren und einer sich ggf. anschlieÃ�enden
Klage im Hauptsachverfahren fÃ¼r offen â�� die schwierigen Rechtsfragen sind in
einem Eilverfahren nicht abschlieÃ�end zu klÃ¤ren.

Deshalb besteht fÃ¼r das Gericht die Verpflichtung, anhand einer
FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden.Â 
AbzuwÃ¤gen sind die Folgen, die eintreten wÃ¼rden, wenn die Anordnung nicht
erginge, sich aber im Hauptsacheverfahren herausstellen wÃ¼rde, dass die
Antragsteller einen entsprechenden Anspruch gehabt hÃ¤tten, mit den Folgen, die
entstÃ¼nden, wenn die Leistung einstweilen zugesprochen wÃ¼rde, sich im
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Hauptsacheverfahren aber ergÃ¤be, dass ein Anspruch nicht bestanden hatte. Bei
dieser FolgenabwÃ¤gung sind sÃ¤mtliche Belange von Antragsteller und
Antragsgegnerin vor dem Hintergrund der ihnen zustehenden Rechte und
Grundrechte gegeneinander abzuwÃ¤gen.

Auf der Seite der Antragsgegnerin ist festzustellen, dass sie mÃ¶glicherweise
existenzsichernde Leistungen als unzustÃ¤ndige BehÃ¶rde erbringt. Etwaige
RÃ¼ckforderungsansprÃ¼che wÃ¤ren in dem Fall in einem Erstattungsverfahren
gegenÃ¼ber dem zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤ger zu verfolgen.
DemgegenÃ¼ber droht den Antragstellern eine nicht ausreichende aktuelle
Deckung ihres Lebensunterhaltes und somit ein nicht wiedergutzumachender
Nachteil.Â 

Im Hinblick auf die vorzunehmende FolgenabwÃ¤gung Ã¼berwiegt dies die
Nachteile der Antragsgegnerin. Es sind daher ab Antragstellung bei Gericht
vorÃ¼bergehend Leistungen nach den Vorschriften des SGB XII zu erbringen. Die
einstweilige Anordnung war bis zum 31.8.2022 zu begrenzen. Die Antragsteller sind
daher gehalten, ihren Aufenthaltsstatus und damit einhergehend ihre
Leistungsberechtigung Ã¼ber den 31.8.2022 hinaus unverzÃ¼glich zu klÃ¤ren.

Den Antragstellern war fÃ¼r das Rechtsschutzverfahren gemÃ¤Ã� Â§ 73 a SGG in
Verbindung mit Â§ 114 ZPO Prozesskostenhilfe zu bewilligen und die
VerfahrensbevollmÃ¤chtigte nach Â§ 121 Absatz 2 ZPO beizuordnen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.
Â 

Erstellt am: 09.11.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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